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Guido van den Berg (SPD): Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Schmitz, Sie haben völlig zu Recht zusammengefasst, wie unsere
Position ist und dass es ein breites Entsetzen gibt – nicht nur in der betroffenen
Region, sondern auch in der Landespolitik.

Ich selber komme aus dem Rhein-Erft-Kreis. Dort wird auch nicht viel anders darüber
diskutiert, welche Gefahren von den genannten Reaktortypen ausgehen. Die
Vorgeschichte und das, was in den letzten Jahren an Meldungen von dort
gekommen ist, hat die Region mehr als verunsichert. Dass sich die belgische
Regierung aufmacht und die Laufzeiten dieser Kraftwerke verlängert, die Reaktoren
weiter am Netz lässt: Darüber herrscht gar kein Dissens. Lassen Sie uns das auch
nicht verwässern oder in irgendeiner Form in eine schiefe Lage bringen.

Was ich schwierig finde, ist, wie Sie hier eine Rede halten und einerseits
Überparteilichkeit einfordern, aber dann an jeder Stelle versuchen, irgendwie einer
Landesregierung vorzuhalten, wo sie ihre Hausaufgaben nicht gemacht hat. Da
müssen wir schon redlich miteinander umgehen. Deswegen ist es hier offenbar auch
nicht zu einem gemeinsamen Antrag gekommen.

(Zuruf)

– Ich bin einer der Letzten, die solchen überparteilichen Initiativen im Weg stehen.
Fragen Sie bei den Kollegen! Da bin ich wirklich unverdächtig. Man muss das dann
auch wollen und machen.

An dieser Stelle ging es um Folgendes: Sie müssen sauber auseinanderhalten, wer
eigentlich auf welcher Ebene zuständig ist und die Verantwortung hat. Es ist nun
einmal so, dass das Bundesumweltministerium für die zwischenstaatliche
Zusammenarbeit beim Strahlenschutz zunächst einmal die Anlaufstelle und die erste
Kontaktstelle ist und dass bei allen auch in der EU festgelegten Programmen die
radiologischen Notsituationen von hier aus gesteuert und ausgelöst werden. Erst
danach gehen die Meldungen auf die Landesebene über. Hier wird der
Katastrophenschutz dann weiter organisiert und auch bis in die Kreisebenen oder in
die kreisfreien Städte organisiert.

Ich verstehe ja die Nervosität, Herr Schmitz, aber so wie ich Ihnen vorhin zugehört
habe, sollten Sie das, wenn Sie doch so an der Sache interessiert sind, auch bei mir
machen. Oder sehe ich das irgendwie falsch?

(Hendrik Schmitz [CDU]: Ich höre zu!)

Wenn wir über Sachen diskutieren, muss man sich auch gegenseitig zuhören. Sonst
funktioniert das nicht.

(Hendrik Schmitz [CDU]: Das tue ich ja!)

Beim Thema „Katastrophenschutz“, das Sie eingefordert haben,

(Hendrik Schmitz [CDU]: Ja!)
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ist die Grundlage nun einmal das im Jahr 1980 hergestellte Abkommen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien, nach dem bei
Unglücksfällen dieser Art Hilfeleistungen im Katastrophenschutz greifen können. Wir
haben das noch ergänzt durch das Mainzer Abkommen vom 8. März 1986, mit dem
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, die Wallonische Region und die
Deutschsprachige Gemeinschaft in Belgien Hilfeleistungen, Gefahrenabwehr und
Katastrophenschutz miteinander verabredet haben. Daraus sind fachliche Netzwerke
und Ähnliches entstanden.

Die Frage, die Sie angesichts der Gefährdungslage, die wir nun durch diese beiden
Reaktoren dort haben, zu Recht aufgeworfen haben, ist, ob wir nach Fukushima
eigentlich die geeigneten Mittel hierfür haben und ob es da nicht eine intensivere
Form der Zusammenarbeit geben müsste.

Die Bundesregierung ist von Nordrhein-Westfalen unmittelbar nach Fukushima im
Jahre 2012 gebeten worden, auf Belgien zuzugehen und darauf hinzuwirken, dass
diese Reaktoren vom Netz genommen werden oder zumindest von den
Laufzeitverlängerungen Abstand genommen wird.

Zusätzlich hat es ein Gespräch gegeben der Ministerpräsidentin mit dem damaligen
Premierminister im Jahre 2012, woraus sich dann regelmäßige Arbeitsgespräche
zwischen Rheinland-Pfalz, NRW, der belgischen Regierung und der Provinz Lüttich
ergeben haben, bei denen man gerade in den Fachbereichen Katastrophenschutz,
Atomaufsicht und Strahlenschutz angefangen hat, miteinander zu arbeiten.

Reicht das? Das ist ja die Frage. Herr Schmitz,

(Hendrik Schmitz [CDU]: Ja?)

wir kommen so nicht miteinander in einen Dialog über eine Sache. Ich will jetzt auch
nicht besserwisserisch sein. Aber sich hier aufzuregen und darüber zu echauffieren,
dass man nicht aufeinander zugeht, und noch nicht einmal zuzuhören, finde ich
seltsam. Das kann ich nicht anders sagen.

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, würden Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Schmitz zulassen?

Guido van den Berg (SPD): Ich bin gespannt, denn Fragen müssen sich ja auf das
beziehen, was man gesagt hat.

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Also würden Sie die Frage zulassen?

Guido van den Berg (SPD): Ja, gerne.

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr Kollege Schmitz.

Hendrik Schmitz (CDU): Ich bin dankbar, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Ich
weiß aber auch nicht, was das Gespiele jetzt soll. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu
nehmen, dass ich Ihren Antrag gerade in unserem Gespräch gelesen habe und wir
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darüber beraten, was wir davon halten? Darf ich das Ihres Erachtens hier im Plenum
nicht? Sie wollen ja nicht so oberlehrerhaft sein.

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr Kollege.

Guido van den Berg (SPD): Ich will die Frage gerne beantworten. Ich bin bereit, zur
Kenntnis zu nehmen, dass Sie einen Antrag von uns jetzt gerade lesen, über den Sie
aber vor fünf Minuten gesprochen haben. Seltsam, Herr Schmitz, seltsam, kann ich
nur sagen.

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN –
Michele Marsching [PIRATEN]: Dieses Kasperletheater!)

Die Frage ist: Reicht das aus oder kann man mehr machen? Ich sage sehr deutlich:
Wir wünschen uns mehr. Wir wünschen uns ganz ausdrücklich ein bilaterales
Abkommen, so wie es zum Beispiel mit den Niederlanden gelungen ist. Dort haben
wir eine niederländisch-deutsche Kommission für die grenznahen kerntechnischen
Einrichtungen, die längst diese Themen Sicherheit und Strahlenschutz die
Zusammenarbeit bei kerntechnischen Fragen miteinander bearbeitet.

Aber das Tragische, das wir einfach zur Kenntnis nehmen müssen, ist, dass es eben
keine einheitliche europäische Energiepolitik gibt, mit der wir den nationalen
Energiemix in irgendeiner Form bestimmen können. Sie müssen nicht nur nach
Belgien gucken. Gucken Sie sich an, was im Augenblick zum Beispiel in
Großbritannien passiert.

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege!

Guido van den Berg (SPD): Die feiern sich in Paris damit, einen Kohleausstieg zu
organisieren. Gleichzeitig erklärt die konservative Tory-Regierung, dass sie noch
einmal groß in die Kerntechnologie einsteigt und neue Reaktoren aufbaut.

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist überschritten.

Guido van den Berg (SPD): An diese Thematik müssen wir herangehen, wenn wir
diese Themen ernsthaft diskutieren wollen. Anders kommen wir nicht vorwärts. –
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD)

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Kollege van den Berg. – Für
die Fraktion der Grünen spricht Herr Kollege Markert.

* * *


